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B e s c  h 1, u ß

In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbei tsgerichts. am 11. Juni 
1990 beschlossen;

Als sachlich zuständiges- Gericht wird das Amtsgericht
H anno v e r b e s t i mm t..
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G r ü n d e :

I. Der Kläger macht gegen den Beklagten Ansprüche auf Zahlung 
von Honorar und Auslagen geltend. Er hat vorgetragen, er habe auf 
der Grundlage einer freien Mitarbeit für den Beklagten bei einem
bestimmten Bauvorhaben als Bauleiter tätig sein sollen. Der Be­
klagte habe das vereinbarte Honorar nicht in voller Höhe gezahlt. 
Den Restbetrag verlangt der Kläger mit seiner Klage.

Das Amtsgericht Hannover* hat, wie sich aus einem Vermerk vom 
13. Oktober 1989 ergibt, die damalige Prozeßbevollmächtigte des 
Klägers telefonisch auf Bedenken hinsichtlich der Zuständigkeit 
des angerufenen Gerichts aufmerksam gemacht. Daraufhin haben die 
Prozeßbevollmächtigten des Klägers ihre bisherige Auffassung zur 
Frage der Zuständigkeit noch einmal näher begründet. Durch Ver­
fügung vom 1. November 1989 hat das Amtsgericht dem Beklagten 
anheimgegeben, innerhalb einer Frist von drei Wochen auf die 
Klage zu erwidern. Beide Parteien wurden nicht darauf hingewie­
sen , daß das Amtsgericht - gegebenenfalls nach Fristablauf -- ohne 
mündliche Verhandlung über den hilfsweise gestellten Verweisungs- 
antrag des Klägers entscheiden v̂ erde.

Durch Beschluß vom 28. Februar 1990 hat das Amtsgericht sich 

für sachlich unzuständig erklärt und den Rechtsstreit auf den 
Hilfsantrag des Klägers an das Arbeitsgericht Hannover verwiesen. 
Dieses hat dem Bundesarbeitsgericht die Akte zur Entscheidung 
über das zuständige Gericht vorgelegt.

II. Sachlich zuständiges Gericht ist das Amtsgericht Hannover.
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1. Die Voraussetzungen des beantragten BestiramungsVerfahrens 
nach § 36 Mr. 6 ZPO sind erfüllt. Verschiedene Gerichte, von 
denen eines für den Rechtsstreit zuständig ist, haben sich, 
rechtskräftig für unzuständig erklärt. Das Gesuch um Bestimmung 
des zuständigen Gerichts kann auch durch ein Gericht gestellt 
werden; des Antrages einer Partei bedarf es hierzu nicht. Das 
Bundesarbeitsgericht ist für die beantragte Bestimmung zuständig; 
es wurde in dem Zuständigkeitsstreit zwischen dem ordentlichen 
und dem Arbeitsgericht zuerst um die Bestimmung angegangen (BAG 
Beschluß vom 29. September 1976 - 5 AR 232/76 - AP Kr, 20 zu 5 :B'> 
ZPO j zu II 1 der Gründe, rn.w.N.; BGHZ *04, 1*4, 15),

2, Verwe i sut '■-'tcs >hu .. , 'Li,d*"u d.. G 'r - ’ <'
streit verwiesen worden ist (§ 281 Abs, 2 Satz 2 ZPO), Lediglieh 
e 3 ne of f onsiehtii 0b gosetzwidr ige Verweisung kann d irr >e Bind 1 1ng3--
Wirkung nicht erreichen (BAG Beschluß vom 29» September 1976, 
aaO, zu II 2 der Gründe, ebenfalls m.w.N.). Offensichtlich ge­
setzwidrig ist ein Verweisungsheschluß dann, wenn er jeder 
h Gi ;■ ri’i'Ct', , '■ "v.:-’" '■ erb 3 ;r
Versagung rechtlichen Gehörs gegenüber den Verfahrensbetei1icten 
oder einem von inner hei' na t ( b. g , ; , 6-,, , 2 1 = MJW 78, 1 163 ,
1 16*4).

3 • hur' i -de;', icn, .er, ichtr, hZaino'-̂ r wird a r
- strengen -• Anforderungen an die Gewährung des rechtl ichen Ge- 
h ö r s n i e h t g e r e c h t,
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D er t e1e fon is c h ert eilte H inwe i s, es b es t un d e n Bedenken 
wegen der Zuständigkeit des Amtsgeriehts, ste111 keine ausre\
chende Gewährung des rechtlichen Gehörs für einen später gefaßten 
Verweisungsbeschluß dar. Es hätte dabei zumindest deut I ich ge­
macht werden müssen, daß demnächst ohne mi'.-t) : o.ho ’ferh,v'b 1 ru g 
über einen Verweisungsaiitra' cntaohi '"den '’era -n s'i ln <’ *iv~\ a«,p 
Beschluß vom 10. Dezember 198? - I Ah 7. 80 °/8? - NJW 88, VfQH f. ). 
Da dies nicht geschehen ist, hat das Arbei tsgericht die Bibern ah .me 
i'es ikr r i "s i r : 3 f s zu Recht abgelehnt.

h r ,  Gr lu* in r Dr. Olderog G rlebe 1i ng
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